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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 12/7206, 12/7529 - 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 13. Januar 1993 
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes 
chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen 
(Gesetz zum Chemiewaffenübereinkommen) 

b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 12/7207, 12/7617 — 

Entwurf eines Ausführungsgesetzes zu dem Übereinkommen vom 13. Januar 1993 
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes 
chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen 
(Ausführungsgesetz zum Chemiewaffenübereinkommen — CWÜAG) 

A. Problem 

Das Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstel-
lung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die 
Vernichtung solcher Waffen (Chemiewaffenübereinkommen) ent-
hält ein umfassendes Chemiewaffenverbot und sieht ein Verifika-
tionsregime vor. Das Übereinkommen stellt ein wegweisendes 
Modell eines kooperativ und nicht diskriminierend ausgerichteten, 
globalen und umfassend ve rifizierbaren Abrüstungsabkommens 
dar. Es eröffnet die Möglichkeit einer chemiewaffenfreien Welt. 

Artikel VII des Übereinkommens verpflichtet die Bundesrepublik 
Deutschland, die innerstaatlich notwendigen Maßnahmen zu tref

-

fen, um ihre Verpflichtungen aus dem Übereinkommen erfüllen zu 
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können. Zu diesen gehört auch die Schaffung von Strafvorschriften 

für bestimmte Verstöße gegen das Übereinkommen. Darüber 
hinaus beinhalten die Verifikatinsbestimmungen des Übereinkom-
mens Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland, die weit 
in den nichtstaatlichen Bereich einwirken. Es ist daher erforderlich, 
in einem Ausführungsgesetz die nötigen Rechtsgrundlagen zu 
schaffen, damit die Bundesrepublik Deutschland ihre Verpflich-

tungen aus dem Übereinkommen erfüllen kann. 

B. Lösung 

Ratifizierung des Chemiewaffenübereinkommens. 

Das Übereinkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes als Voraussetzung für die Hinterlegung der Ratifi-
kationsurkunde der Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaf-
ten in Form eines Bundesgesetzes. 

Verabschiedung des Ausführungsgesetzes zum Chemiewaffen-

übereinkommen. 

Da die Bestimmungen des Ausführungsgesetzes wesentlich in die 
Rechte Privater eingreifen, ist ein förmliches Gesetz erforderlich. 
Aus diesem Grunde und aus rechtssystematischen Gründen ist eine 
Trennung der Materie in ein Zustimmungs- und ein Ausführungs-
gesetz vorzunehmen. Da zur Erfüllung der bereits 30 Tage nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens fälligen Erstmeldungen ein 
ausreichender Vorlauf für die zuständige Meldebehörde erforder-
lich ist, müssen einige Bestimmungen des Ausführungsgesetzes 
bereits dann in Kraft treten, wenn das Inkrafttreten des Überein-
kommens aufgrund einer entsprechenden Mitteilung des Verwah-

rers bevorsteht. Daher ist eine parallele Behandlung des Ausfüh-
rungs- und des Zustimmungsgesetzes im parlamentarischen 
Gesetzgebungsverfahren erforderlich. 

Zustimmung im Ausschuß einstimmig 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch das Gesetz zum Chemiewaffenübereinkommen entstehen 
dem Bund zusätzliche Kosten, deren Umfang noch nicht ab-
schließend quantifizierbar ist. 

Dem Bundesausfuhramt entstehen im Zusammenhang mit dem 
Ausführungsgesetz nicht näher quantifizierbare Kosten. Es ist zu 
erwarten, daß die zusätzlichen Kosten des Bundesausfuhramtes in 
den Ansätzen des geltenden Finanzplanes 1994 bis 1997 aufgefan-
gen werden können. Die Bundesregierung geht davon aus, daß das 
Bundesausfuhramt die ihm übertragenen neuen Aufgaben erfüllen 
kann, wenn die im Bundeshaushalt bei Kapitel 09 04 (Bundesaus- 
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fuhramt) ausgebrachten, qualifiziert gesperrten Stellen hierfür in 
erforderlichem Umfang — unter Berücksichtigung des Personal-

bedarfs des Bundesausfuhramtes insgesamt — in Anspruch ge-
nommen werden können. 

Ländern und Gemeinden entstehen durch die beiden Gesetze 
keine zusätzlichen Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und Preisniveau sind nicht zu 
erwarten. 



Karsten D. Voigt (Frankfurt) Ulrich Irmer 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 
13. Januar 1993 über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, 
Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die 

Vernichtung solcher Waffen (Gesetz zum Chemiewaffenüber-
einkommen) — Drucksachen 12/7206, 12/7529 — unverände rt 

 anzunehmen, 

b) den Entwurf eines Ausführungsgesetzes zu dem Übereinkom-
men vom 13. Januar 1993 über das Verbot der Entwicklung, 
Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen 

und über die Vernichtung solcher Waffen (Ausführungsgesetz 
zum Chemiewaffenübereinkommen — CWÜAG) — Druck-
sachen 12/7207, 12/7617 — in der nachstehend wiedergegebe-
nen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 25. Mai 1994 

Dr. Hans Stercken 

Vorsitzender 

Peter Kurt Würzbach 

Berichterstatter 
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Entwurf eines Ausführungsgesetzes zu dem Übereinkommen vom 13. Januar 1993 
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes 
chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen 
(Ausführungsgesetz zum Chemiewaffenübereinkommen — CWÜAG) 
Vom... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes bedeuten: 

1. Übereinkommen: das Übereinkommen vom 
13. Januar 1993 über das Verbot der Entwicklung, 
Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemi-
scher Waffen und über die Vernichtung solcher 
Waffen einschließlich der gemäß Artikel 2 des 
Gesetzes zum Chemiewaffenübereinkommen 
durch Rechtsverordnung in Kraft gesetzten Modi-
fikationen; 

2. erlaubte Zwecke: 

a) die in Artikel II Nr. 9 Buchstabe a bis c des 
Übereinkommens genannten Zwecke, 

b) der Einsatz von Mitteln zur Bekämpfung von 
Unruhen im Sinne von Artikel II Nr. 7 des 
Übereinkommens zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung durch die 
Polizeien des Bundes und der Länder oder 
durch die Bundeswehr bei der Anwendung 
von Maßnahmen nach dem Gesetz über die 
Anwendung unmittelbaren Zwanges und die 
Ausübung besonderer Befugnisse durch Sol-
daten der Bundeswehr und zivile Wachperso-
nen sowie die Ausbildung zu einem solchen 
Einsatz und 

c) die Erfüllung internationaler Verpflichtungen 
zur Abrüstung oder Rüstungskontrolle; 

3. Organisation: die nach Artikel VIII des Überein-
kommens errichtete Organisa tion für das Verbot 
chemischer Waffen; 

4. Vertragsstaat: Staat, der dem Übereinkommen 
beigetreten und in dem vom Auswärtigen Amt im 
Bundesanzeiger veröffentlichten Verzeichnis der 
Vertragsstaaten in der jeweils gültigen Fassung 
genannt ist; 

5. Produktion: die Bildung einer Chemikalie durch 
chemische Reaktion; 

6. Verarbeitung: jeder physikalische Prozeß, in dem 
eine Chemikalie nicht in eine andere umgewan-
delt wird, insbesondere Formulierung, Extraktion 
und Reinigung; 

7. Verbrauch: die Umwandlung einer Chemikalie in 
eine andere Chemikalie mittels chemischer Reak-
tion; 

8. Einfuhr: das Verbringen von Chemikalien aus 
dem Ausland in das Inland; 

9. Ausfuhr: das Verbringen von Chemikalien aus 
dem Inland in das Ausland; 

10. Durchfuhr: die Beförderung von Chemikalien aus 
dem Ausland durch das Inland, ohne daß die 
Chemikalien in den freien Verkehr im Inland 
gelangen; 

11. Einrichtung: die in den Nummern 12 bis 14 
genannten Werke, Betriebe oder Anlagen, ein-
schließlich der einzigen Kleinanlage im Sinne von 
Teil VI Abs. 8 des Anhangs 2 zum Übereinkom-
men; 

12. Werk: die örtlich zusammengefaßte Gesamtheit 
von einem oder mehreren industriellen Betrieben 
mit allen ihren verschiedenen Verwaltungsebe-
nen, die nur einer Leitung unterliegen und eine 
gemeinsame Infrastruktur haben; 

13. Betrieb: ein weitgehend eigenständiger Bereich, 
ein entsprechender Bau oder ein entsprechendes 
Gebäude, in dem sich eine oder mehrere industri-
elle Anlagen mit Zusatz- und verbundenen Infra-
struktureinrichtungen befinden; 

14. Anlage: die für die industrielle Produktion, Verar-
beitung oder den Verbrauch einer Chemikalie 
notwendigen Kombinationen von Ausrüstungen 
einschließlich der Behälter und der Behälterzu-
sammenstellung; 

15. Vereinbarung über Einrichtungen: Vereinbarung 
oder Regelung zwischen der Bundesregierung 
und der Organisation über Einzelheiten des In-
spektionsverfahrens für bestimmte, der Verifi-
kation nach Artikel VI des Übereinkommens 
unterliegende Einrichtungen; 

16. Inspektionsgruppe: die von der Organisa tion mit 
der Durchführung einer bestimmten Inspektion 
beauftragte Gruppe von Inspektoren und Inspek-
tionsassistenten; 

17. Inspektionsauftrag: die der Inspektionsgruppe 
von der Organisation zur Durchführung einer 
bestimmten Inspektion erteilten Anordnungen; 

18. Inspektionsstätte: jede Einrichtung oder jede 
Stätte, in der eine Inspektion nach Artikel VI oder 
Artikel IX des Übereinkommens oder eine Unter- 
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suchung nach Artikel X des Übereinkommens 
durchgeführt wird und die im endgültigen Inspek-
tionsersuchen, im Inspektionsauftrag oder in 
einer Vereinbarung über die Einrichtung genau 
beschrieben ist; 

19. Beobachter: Vertreter eines ersuchenden Ver-
tragsstaates oder eines dritten Vertragsstaates des 
Übereinkommens, der beauftragt ist, an einer 
Inspektion nach Artikel IX des Übereinkommens 
teilzunehmen. 

§2 

Beschränkungen 

(1) Die Bundesregierung regelt durch Rechtsverord-
nung ohne Zustimmung des Bundesrates die Be-
schränkungen, die zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen aus dem übereinkommen erforderlich sind. Sie 
kann 

1. a) die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr von im 
einzelnen zu bezeichnenden Chemikalien, so-
weit der Verkehr mit Nichtvertragsstaaten 
betroffen ist, 

b) die Wiederausfuhr solcher Chemikalien in 
einen dritten Vertragsstaat, 

c) die Errichtung von Einrichtungen, die zur Pro-
duktion solcher Chemikalien bestimmt sind, 
und 

d) die Produktion, Verarbeitung, Veräußerung, 
den Verbrauch, Erwerb, das Überlassen solcher 
Chemikalien, das Handeltreiben damit und die 
sonstige Ausübung der tatsächlichen Gewalt 
über sie, soweit diese Handlungen von Deut-
schen in Nichtvertragsstaaten vorgenommen 
werden, 

verbieten, 

2. den Betrieb von in Nummer 1 Buchstabe c genann-
ten Einrichtungen sowie die Produktion von im 
einzelnen zu bezeichnenden Chemikalien von 
einer Genehmigung abhängig machen, soweit die 
Errichtung oder Produktion nicht verboten worden 
ist, und 

3. darüber hinaus die Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr, 
Verarbeitung, Veräußerung, den Verbrauch, Er-
werb und das Überlassen von im einzelnen zu 
bezeichnenden Chemikalien, das Handeltreiben 
damit, die sonstige Ausübung der tatsächlichen 
Gewalt über sie und die wesentliche Änderung 
genehmigter Einrichtungen von einer Genehmi-
gung abhängig machen. 

Die Verbote nach Satz 2 Nr. 1 Buchstabe a bis c 
können auch Handlungen Deutscher im Ausland 
erfassen. Beschränkungen, die sich aus anderen Vor-
schriften ergeben, bleiben unberührt. 

(2) Die Genehmigung, die Ablehnung eines Antrags 
auf Erteilung einer Genehmigung, die Rücknahme 
und der Widerruf einer Genehmigung bedürfen der 
Schriftform. 

(3) Durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 können 
auch Vorschriften erlassen werden 

1. über das Genehmigungsverfahren sowie 

2. über Anmelde- und Vorführungspflichten für Che-
mikalien, deren Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr 
nach der auf Grund des Absatzes 1 erlassenen 
Rechtsverordnung einer Genehmigung bedarf. 

§3 

Meldepflichten 

Die Bundesregierung regelt durch Rechtsverord-
nung ohne Zustimmung des Bundesrates Melde-
pflichten im Zusammenhang mit Tätigkeiten nach § 2 
Abs. 1 Satz 2 sowie in bezug auf sonstige in Artikel VI 
des Übereinkommens genannte Einrichtungen, so-
weit dies zur Erfüllung der Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen erforderlich ist. In der Rechtsverord-
nung können insbesondere Häufigkeit, Zeiträume, 
Inhalt und Form der Meldungen sowie die Art ihrer 
Übermittlung und die Fristen für die Übermittlung 
bestimmt werden. 

§4 

Sicherungspflichten 

Wer eine Tätigkeit ausübt, die nach einer auf Grund 
der §§ 2 und 3 erlassenen Rechtsverordnung Be-
schränkungen unterworfen oder meldepflichtig ist, 
hat die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um zu 
verhindern, daß die dort bezeichneten Chemikalien 
abhanden kommen oder unbefugt verwendet wer-
den. 

§5 

Zuständigkeiten 

(1) Das Bundesausfuhramt ist für die Erteilung von 
Genehmigungen nach der auf Grund des § 2 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 und 3 erlassenen Rechtsverordnung sowie 
für die Erhebung, Verarbeitung und Überprüfung von 
Daten auf Grund dieses Gesetzes und der nach § 3 
erlassenen Rechtsverordnung zuständig. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen und die 
von ihm bestimmten Zollstellen wirken bei der Über-
wachung der Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr der 
nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 3 zu bezeichnenden 
Chemikalien mit. Bestehen Anhaltspunkte für einen 
Verstoß gegen Beschränkungen, die sich aus diesem 
Gesetz ergeben oder auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen worden sind, unterrichten sie das Bundesaus-
fuhramt. Sie können die Chemikalien sowie deren 
Beförderungs- und Verpackungsmittel auf Kosten und 
Gefahr des Verfügungsberechtigten zurückweisen 
oder bis zur Behebung der festgestellten Mängel oder 
bis zur Entscheidung der zuständigen Behörde sicher-
stellen. 
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§6 

Nutzung, Übermittlung 
und Geheimhaltung von Daten 

(1) Das Bundesausfuhramt darf die ihm bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes 
und der zu diesem erlassenen Rechtsverordnungen 
bekanntgewordenen Daten, einschließlich personen-
bezogener Daten, mit anderen bei ihm gespeicherten 
Daten abgleichen, soweit dies zur Erfüllung der Ver-
pflichtungen aus dem Übereinkommen erforderlich 
ist. 

(2) Das Bundesausfuhramt übermittelt dem Auswär-
tigen Amt über das Bundesministerium für Wirtschaft 
die ihm bei der Erfüllung seiner Aufgaben auf Grund 
dieses Gesetzes und der zu diesem erlassenen Rechts-
verordnungen bekanntgewordenen Daten, ein-
schließlich personenbezogener Daten, in dem Um-
fang, wie dies zur Erfüllung der Verpflichtungen aus 
dem Übereinkommen erforderlich ist. Die in Satz 1 
genannten Behörden dürfen diese Daten an andere 
Behörden übermitteln, soweit dies zu deren Überprü-
lung, zur Verfolgung der in den §§ 5 und 7 Abs. 1 des 
Außenwirtschaftsgesetzes angegebenen Zwecke 
oder zur Verfolgung von Straftaten nach diesem 
Gesetz, dem Außenwirtschaftsgesetz, dem Gesetz 
über die Kontrolle von Kriegswaffen oder von Strafta-
ten von erheblicher Bedeutung erforderlich ist. 

(3) Das Auswärtige Amt darf 

1. die bei Anwendung dieses Gesetzes und der zu 
diesem erlassenen Rechtsverordnungen bekannt-
gewordenen Daten, einschließlich personenbezo-
gener Daten, an die Organisation übermitteln, 
soweit dies zur Erfüllung der Verpflichtungen aus 
dem Übereinkommen erforderlich ist, 

2. die von der Organisation mitgeteilten Daten, ein-
schließlich personenbezogener Daten, an andere 
Behörden übermitteln, soweit dies erforderlich 
ist, 

a) um diesen im Rahmen ihrer Zuständigkeit die 
Bewertung der Einhaltung des Übereinkom-
mens durch die Vertragsstaaten zu ermöglichen 
oder 

b) zur Verfolgung von Straftaten nach diesem 
Gesetz dem Außenwirtschaftsgesetz, dem Ge-
setz über die Kontrolle von Kriegswaffen oder 
von Straftaten von erheblicher Bedeutung. 

(4) Das Bundesausfuhramt und die in den Absät-
zen 2 und 3 Nr. 2 genannten Behörden dürfen die 
übermittelten Daten nur für den Zweck verwenden, zu 
dem sie übermittelt worden sind. Eine Verwendung 
für andere Zwecke ist zulässig, soweit die Daten auch 
dafür hätten übermittelt werden dürfen. Die in Satz 1 
genannten Behörden haben die im Übereinkommen 
enthaltenen Bestimmungen zum Schutz vertraulicher 
Daten einzuhalten.  

§ 7  

Auskunftspflichten 

(1) Das Bundesausfuhramt kann Auskünfte verlan-
gen, soweit dies erforderlich ist, um die Einhaltung 
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen zu überwachen. So-
weit es zu diesem Zweck erforderlich ist, kann es 
verlangen, daß ihm die geschäftlichen Unterlagen 
vorgelegt werden, und kann es Prüfungen bei den 
Auskunftspflichtigen vornehmen. Zur Vornahme der 
Prüfungen können Bedienstete des Bundesausfuhr-
amtes die Geschäftsräume und Betriebsanlagen der 
Auskunftspflichtigen während der üblichen Betriebs- 
und Geschäftszeiten be treten. Der Verpflichtete hat 
Prüfungen nach Satz 2 und das Be treten nach Satz 3 zu 
dulden. 

(2) Auskunftspflichtig ist, wer einer Genehmigungs-
oder Meldepflicht nach einer auf Grund der §§ 2 und 3 
erlassenen Rechtsverordnung unterliegt. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichne-
ten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfol-
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. Er ist über 
sein Recht zur Verweigerung der Auskunft zu beleh-
ren. 

§8 

Duldung und Unterstützung 
von Inspektionen 

(1) Der Inhaber von Grundstücken oder Räumen, 
auf oder in denen sich nach einer auf Grund der §§ 2 
und 3 erlassenen Rechtsverordnung genehmigungs- 
oder meldepflichtige Einrichtungen befinden (Ver-
pflichteter), hat Inspektionen nach Artikel VI des 
Übereinkommens im Rahmen des Inspektionsauf-
trags nach Maßgabe des § 10 zu dulden und des § 11 zu 
unterstützen. 

(2) Der Inhaber von Grundstücken oder Räumen 
jeder Art (Verpflichteter) hat Inspektionen nach Arti-
kel IX des Übereinkommens und Untersuchungen 
nach Artikel X des Übereinkommens im Rahmen des 
Inspektionsauftrags nach Maßgabe des § 10 zu dulden 
und des § 11 zu unterstützen. 

(3) Der Verpflichtete nach Absatz 1 oder Absatz 2 
trägt die ihm aus der Durchführung der Inspektionen 
oder Untersuchungen entstehenden Kosten selbst, 
wenn sie nicht von der Organisation nach den Bestim-
mungen des Übereinkommens erstattet werden. 
Anträge auf Kostenerstattung sind beim Bundesaus-
fuhramt einzureichen, das diese prüft und über das 
Auswärtige Amt an die Organisation weiterleitet. 
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§9 

Begleitgruppe 

(1) Inspektionen nach den Artikeln VI und IX des 
Übereinkommens sowie Untersuchungen nach Arti-
kel X des Übereinkommens finden nur in Anwesen-
heit einer Begleitgruppe statt, soweit die auf Grund 
des § 12 erlassene Rechtsverordnung nichts anderes 
bestimmt. Bei Inspektionen oder Untersuchungen im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Vertei-
digung wird die Begleitgruppe vom Zentrum für 
Verifikationsaufgaben der Bundeswehr, im übrigen 
vom Bundesausfuhramt gestellt. Der Begleitgruppe 
können Vertreter anderer Bundesbehörden angehö-
ren. 

(2) Der Leiter der Begleitgruppe hat sich auszuwei-
sen. Er trifft die zur Durchführung der Inspektion oder 
Untersuchung erforderlichen Anordnungen, insbe-
sondere solche zur Durchsetzung der in den §§ 10 und 
11 genannten sowie der in der auf Grund des § 12 
erlassenen Rechtsverordnung näher bestimmten Be-
fugnisse und Mitwirkungspflichten. Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen Anordnungen nach Satz 2 
haben keine aufschiebende Wirkung. Dem Auswärti-
gen Amt wird vor der Entscheidung über den Wider-
spruch Gelegenheit zur Äußerung gegeben. 

(3) Die Begleitgruppe hat die schutzwürdigen Inter-
essen des Verpflichteten sowie der sonst betroffenen 
Personen zu berücksichtigen, soweit dies nach den 
Umständen möglich ist. Dies gilt insbesondere in 
bezug auf Maßnahmen zum Schutz sicherheitsemp-
findlicher Einrichtungen oder vertraulicher Daten 
gemäß den im Übereinkommen genannten Bestim-
mungen. 

(4) Der Leiter der Begleitgruppe übermittelt dem 
Auswärtigen Amt alle der Begleitgruppe im Verlauf 
einer Inspektion oder Untersuchung bekanntgewor-
denen Daten in dem Umfang, wie dies zur Überprü-
fung der auf Grund dieses Gesetzes oder der zu 
diesem erlassenen Rechtsverordnungen bekanntge-
wordenen Daten erforderlich ist. § 6 Abs. 4 gilt 
entsprechend. 

§ 10 

Inspektionsbefugnisse 

(1) Soweit es zur Durchführung der Inspektionen 
nach den Artikeln VI und IX des Übereinkommens 
sowie von Untersuchungen nach Artikel X des Über-
einkommens erforderlich ist, ist die Inspektions-
gruppe befugt. 

1. Grundstücke und Räume während der üblichen 
Betriebs- und Geschäftszeiten zu betreten und zu 
besichtigen, sofern die betroffenen Räume nicht 
dem Wohnen dienen, 

2. die nach dem Übereinkommen zugelassene Ausrü-
stung zu benutzen, 

3. Personal des Verpflichteten zu befragen, 

4. Unterlagen, Akten und Aufzeichnungen einzuse-
hen, 

5. bei Einwilligung des Verpflichteten oder des Lei-
ters der Begleitgruppe Proben zu entnehmen, 

6. Proben innerhalb der Inspektionsstätte mit der 
zugelassenen Ausrüstung zu analysieren oder Pro-
ben zur Analyse in von der Organisa tion festge-
legte Laboratorien außerhalb der Inspektionsstätte 
weiterzugeben und 

7. in den nach der auf Grund des § 2 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2 erlassenen Rechtsverordnung genehmigungs-
pflichtigen Einrichtungen Instrumente zur ständi-
gen Überwachung dieser Einrichtungen zu betrei-
ben sowie Behälter für Fotografien, Pläne und 
sonstige Informationen zu lagern. 

(2) Soweit es zur Durchführung von Inspektionen 
nach Artikel IX des Übereinkommens und Untersu-
chungen nach Artikel X des Übereinkommens erfor-
derlich ist, ist die Inspektionsgruppe über die in 
Absatz 1 genannten Rechte hinaus befugt, 

1. Grundstücke und Räume auch außerhalb der übli-
chen Betriebs- und Geschäftszeiten sowie Woh-
nungen zur Verhütung dringender Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung nach 
Anordnung des Leiters der Begleitgruppe zu betre-
ten und zu besichtigen, 

2. Grundstücke, Räume oder Wohnungen nach rich-
terlicher Anordnung oder bei Gefahr im Verzug 
nach Anordnung des Leiters der Begleitgruppe zu 
durchsuchen, wenn Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, daß die Durchsuchung zur Auffindung 
von Beweismitteln für einen Verstoß gegen Arti-
kel I, V oder VI des Übereinkommens führen 
wird, 

3. von der Begleitgruppe Daten über alle Ausfahrbe-
wegungen von der Inspektionsstätte zu erhalten 
und 

4. die die Inspektionsstätte verlassenden Fahrzeuge 
zu überwachen und zu inspizieren, soweit es sich 
nicht um private Personenkraftwagen handelt. 

Wird der Einsatz chemischer Waffen oder von Unru-
hebekämpfungsmitteln als Mittel der Kriegsführung 
behauptet, ist die Inspektionsgruppe ferner befugt, 

1. Personen, die durch den behaupteten Einsatz 
betroffen sein können, auch ohne ihre Einwilligung 
nach Anordnung des Leiters der Begleitgruppe zu 
untersuchen, um festzustellen, ob sich Spuren 
eines Einsatzes chemischer Waffen an ihrem Kör-
per befinden, sowie diese Personen und Augenzeu-
gen des behaupteten Einsatzes zu befragen, 

2. medizinisches Personal und andere Personen zu 
befragen, die die durch den behaupteten Einsatz 
betroffenen Personen behandelt haben oder sonst 
mit ihnen in Berührung gekommen sind, 

3. Krankenblätter einzusehen und 

4. bei der Autopsie von Leichen zugegen zu sein, 

soweit dies zur Aufklärung des Sachverhalts erforder-
lich ist. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird in den 
Fällen des Satzes 1 Nr. 1 und 2 eingeschränkt. Die 
richterliche Anordnung nach Satz 1 Nr. 2 ergeht durch 
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das Landgericht, in dessen Bezirk die Durchsuchung 
erfolgen soll. Für das Verfahren gelten die Vorschrif-
ten des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit entsprechend. 

(3) Eine Person, die nach Absatz 1 Nr. 3 oder 
Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 oder Nr. 2 Fragen zu beantworten 
hat, kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung sie selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichne-
ten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfol-
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. Sie ist über 
das Recht zur Verweigerung der Auskunft zu beleh-
ren. 

(4) Der Beobachter hat das Recht, die Inspektions-
gruppe während der Inspektion zu begleiten, soweit 
es der Leiter der Begleitgruppe gestattet. 

(5) Die Inspektionsgruppe und der Beobachter kön-
nen die ihnen bei der Durchführung von Inspektionen 
oder Untersuchungen bekanntgewordenen Daten, 
einschließlich personenbezogener Daten, speichern, 
soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem 
Übereinkommen erforderlich ist. 

§ 11 

Mitwirkungspflichten 

Der Verpflichtete hat die Inspektionsgruppe und die 
Begleitgruppe bei der Durchführung der in § 8 
genannten Inspektionen und Untersuchungen zu 
unterstützen, soweit dies nach den Artikeln VI, IX 
oder X des Übereinkommens erforderlich ist. Er hat 

1. auf Verlangen der zuständigen Behörde oder des 
Leiters der Begleitgruppe einen Inspektionsbe-
auftragten zu benennen, der befugt ist, alle zur 
Durchführung der Inspektion erforderlichen be-
triebsinternen Anweisungen zu geben und Ent-
scheidungen im Namen des Verpflichteten 
gegenüber dem Leiter der Begleitgruppe und der 
Inspektionsgruppe zu treffen, und der für die 
Erfüllung der Duldungs- und Mitwirkungspflich-
ten nach diesem Gesetz Sorge zu tragen hat, 

2. die Inspektionsgruppe in bezug auf die Inspek-
tionsstätte, die dort durchgeführten Tätigkeiten, 
die für die Inspektion notwendigen Sicherheits-
maßnahmen und die dazugehörige Verwaltung 
und Logistik einzuweisen, 

3. der Inspektionsgruppe und der Begleitgruppe 
Fernmeldeeinrichtungen, Arbeitsräume mit elek-
trischen Anschlüssen und die erforderlichen 
Transportmittel innerhalb der Einrichtung zur 
Verfügung zu stellen, soweit es sich um eine der 
Verifikation nach Artikel VI des Übereinkom-
mens unterliegende Einrichtung handelt, 

4. die zur Erfüllung des Inspektionsauftrags notwen-
digen Arbeitsgänge in der Einrichtung zu verrich-
ten, 

5. auf Verlangen der Inspektionsgruppe dieser die 
Benutzung seiner Ausrüstung zu gestatten, soweit 
dies zur Durchführung der Inspektion geboten ist 

und Sicherheitsbedenken dem nicht entgegenste-
hen, 

6. auf Verlangen der Inspektionsgruppe Proben zu 
entnehmen, bei der Probenahme durch die In-
spektionsgruppe Hilfe zu leisten und Fotogra-
fien von Gegenständen oder Gebäuden innerhalb 
der Inspektionsstätte anzufertigen, wenn in bezug 
auf diese Gegenstände und Gebäude Zweifelsfra-
gen während der Inspektion nicht klargestellt 
werden können, 

7. auf Verlangen des Leiters der Begleitgruppe bei 
Inspektionen nach Artikel IX des Übereinkom-
mens Daten über alle Ausfahrbewegungen von 
der Inspektionsstätte zu sammeln oder die Be-
gleitgruppe hierbei zu unterstützen, 

8. der Inspektionsgruppe durch Vorlage geeigneter 
Unterlagen oder auf sonstige Weise darzulegen, 
daß Teile und Gegenstände der Inspektionsstätte, 
zu denen während der Inspektion oder Untersu-
chung kein Zugang gewährt wurde, nicht für nach 
dem Übereinkommen verbotene Zwecke verwen-
det wurden oder werden, 

9. zur Überprüfung der vorläufigen Inspektionser-
mittlungen und Klärung von Zweifelsfragen bei-
zutragen, 

10. dem Bundesausfuhramt unverzüglich mitzutei-
len, wenn in § 10 Abs. 1 Nr. 7 genannte Instru-
mente oder Behälter beschädigt worden sind, 
und 

11. dem Bundesausfuhramt die für die Aushandlung, 
den Abschluß und die Einhaltung von Vereinba-
rungen über Einrichtungen erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. 

In den Fällen des Satzes 2 Nr. 4 und 6 bis 11 kann er die 
Mitwirkung verweigern, wenn er sich hierdurch selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Ver-
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. Er ist über sein Recht zur Verweige-
rung der Mitwirkung zu belehren. 

§ 12 

Durchführung von Inspektionen 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord-
nung ohne Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten 
der Befugnisse und Mitwirkungspflichten nach den 
§§ 10 und 11 sowie des Verwaltungsverfahrens zur 
Durchführung der in § 8 genannten Inspektionen und 
Untersuchungen regeln. 

§ 13 

Vereinbarungen über Einrichtungen 

(1) Das Bundesausfuhramt wird ermächtigt, Verein-
barungen über Einrichtungen mit der Organisa tion 
auszuhandeln und im Einvernehmen mit dem Bun- 
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desministerium für Wirtschaft und dem Auswärtigen 
Amt abzuschließen. 

(2) Soweit die Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Übereinkommen zum Abschluß einer Vereinba-
rung über eine Einrichtung verpflichtet ist, hört das 
Bundesausfuhramt den Verpflichteten vor Aufnahme 
der Verhandlungen und Abschluß einer solchen Ver-
einbarung an. In allen übrigen Fällen holt es seine 
vorherige Zustimmung ein. 

§ 14 

Haftung 

(1) Wird jemand durch ein Mitglied der Inspektions-
gruppe geschädigt, haftet für diesen Schaden die 
Bundesrepublik Deutschland nach den Vorschriften 
und Grundsätzen des deutschen Rechts, die anwend-
bar wären, wenn der Schaden durch einen eigenen 
Bediensteten oder durch eine Handlung oder Unter-
lassung, für die die Bundesrepublik Deutschland 
verantwortlich ist, verursacht worden wäre. Satz 1 ist 
auf Schäden, die von einem Mitglied der Inspektions-
gruppe außerhalb der Inspektionstätigkeit verursacht 
werden, sinngemäß anzuwenden. 

(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind in den Fällen des 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 erste Alternative bei den regional 
zuständigen Wehrbereichsverwaltungen, im übrigen 
beim Bundesausfuhramt geltend zu machen. Zur 
Durchsetzung der Ansprüche ist der ordentliche 
Rechtsweg gegeben. 

§ 15 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. einer Rechtsverordnung 

a) nach § 2 Abs. 3 Nr. 2 oder 

b) nach § 3 

zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

2. unrichtige oder unvollständige Angaben tatsächli-
cher Art macht oder benutzt, um für sich oder einen 
anderen eine Genehmigung zu erschleichen, die 
nach einer zur Durchführung dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung erforderlich ist, 

3. entgegen § 7 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt, geschäftliche Unterlagen nicht, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig vorlegt oder eine 
Prüfung oder das Betreten nicht duldet oder 

4. bei einer Inspektion einer Duldungspflicht nach § 8 
Abs. 1 oder Abs. 2 jeweils in Verbindung mit § 10 
oder einer Mitwirkungspflicht nach § 11 Satz 2 
zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu einhun-

derttausend Deutsche Mark, in den übrigen Fällen mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das 
Bundesausfuhramt. 

§ 16 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. eine in § 15 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 3 oder 
Nr. 4 bezeichnete Handlung begeht, die geeignet 
ist, die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepu-
blik Deutschland erheblich zu gefährden, 

2. einer Rechtsverordnung nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Strafvorschrift verweist, 
oder 

3. einer Rechtsverordnung nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Strafvorschrift verweist, 

wenn die Tat nicht nach § 20 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen mit Strafe bedroht ist. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer einer Rechtsverordnung 
nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 zuwiderhandelt, soweit sie 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese Strafvor-
schrift verweist, wenn die Tat nicht nach § 20 des 
Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen mit 
Strafe bedroht ist. 

(3) In besonders schweren Fällen des Absatzes 1 
Nr. 2 und 3 ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter 
zwei Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der 
Regel vor, wenn der Täter 

1. die Gefahr eines schweren Nachteils für die aus-
wärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland herbeiführt oder 

2. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die 
sich zur fortgesetzten Begehung solcher Straftaten 
verbunden hat, unter Mitwirkung eines anderen 
Bandenmitglieds handelt. 

(4) Nach Absatz 1 Nr. 3 und Absatz 2 wird auch 
bestraft, wer auf Grund einer nach einer Rechtsver-
ordnung nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 oder Nr. 3 
erforderlichen Genehmigung handelt, wenn die 
Genehmigung durch Drohung, Bestechung oder Kol-
lusion erwirkt oder durch unrichtige oder unvollstän-
dige Angaben erschlichen wurde. 

(5) Der Versuch ist strafbar. 

(6) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe in 
den Fällen des Absatzes 1 Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe, im Falle des Absatzes 2 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 
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§ 17 

Strafvorschriften 
gegen den Mißbrauch als chemische Waffen 

(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren wird 
bestraft, wer 

1. toxische Chemikalien, Munition, Geräte oder Aus-
rüstung im Sinne von Artikel II Nr. 1 Buchstabe b 
oder Buchstabe c oder Nr. 2 des Übereinkommens 
für andere als erlaubte Zwecke entwickelt, her-
stellt, mit ihnen Handel treibt, von einem anderen 
erwirbt oder einem anderen überläßt, einführt, 
ausführt, durchführt oder sonst die tatsächliche 
Gewalt über sie ausübt, 

2. einen anderen zu einer in Nummer 1 bezeichneten 
Handlung verleitet oder 

3. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlung fördert, 

wenn die Tat nicht nach § 20 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen mit S trafe bedroht ist. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Frei-
heitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 
leichtfertig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe. 

§ 18 

Auslandstaten Deutscher 

§ 16 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 5 und § 17 gelten, unabhängig 
vom Recht des Tatorts, auch für Taten, die im Ausland 
begangen werden, wenn der Täter Deutscher ist. 

§ 19 

Einziehung 

(1) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 15 oder eine 
Straftat nach § 16 oder § 17 begangen worden, so 
können 

1. Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit 
oder die Straftat bezieht, und 

2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorbe-
reitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen 
sind, 

eingezogen werden. 

(2) § 74a des Strafgesetzbuches und § 23 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwen-
den. 

(3) In den Fällen des § 16 Abs. 1 und 5 und des § 17 
Abs. 1, in den Fällen des § 16 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 5 und 
§ 17 Abs. 1, auch in Verbindung mit § 18, ist § 73d des 

Strafgesetzbuches anzuwenden, wenn der Täter ge-
werbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, 
die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Straftaten 
verbunden hat. 

§ 20 

Befugnisse der Zollbehörden 

(1) Die Staatsanwaltschaft und die Verwaltungsbe-
hörde können bei Straftaten und Ordnungswidrigkei-
ten nach den §§ 15 bis 17 Ermittlungen (§ 161 Satz 1 
der Strafprozeßordnung) auch durch die Hauptzoll-
ämter oder die Zollfahndungsämter vornehmen las-
sen. 

(2) Die Hauptzollämter und die Zollfahndungsämter 
sowie deren Beamte haben auch ohne Ersuchen der 
Staatsanwaltschaft oder der Verwaltungsbehörde 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten der in Absatz 1 
bezeichneten Art zu erforschen und zu verfolgen, 
wenn diese das Verbringen von Sachen be treffen. 
Dasselbe gilt, soweit Gefahr im Verzug ist. § 163 der 
Strafprozeßordnung und § 53 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten bleiben unberührt. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 haben die 
Beamten der Hauptzollämter und der Zollfahndungs-
ämter die Rechte und Pflichten der Polizeibeamten 
nach den Bestimmungen der Strafprozeßordnung und 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. Sie sind 
insoweit Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft. 

(4) In diesen Fällen können die Hauptzollämter und 
Zollfahndungsämter sowie deren Beamte im Bußgeld-
verfahren Beschlagnahmen, Durchsuchungen, Unter-
suchungen und sonstige Maßnahmen nach den für 
Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft geltenden Vor-
schriften der Strafprozeßordnung vornehmen; unter 
den Voraussetzungen des § 1111 Abs. 2 Satz 2 der 
Strafprozeßordnung können auch die Hauptzollämter 
die Notveräußerung anordnen. 

§ 21 

Inkrafttreten 

(1) Die §§ 1 bis 7, 12, 15 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b und 
Nr. 3, Abs. 2 und 3, § 16 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 5 und 6 und 
die §§ 19 und 20 treten einen Tag nach der gemäß 
Absatz 2 erfolgten Bekanntgabe in Kraft. Im übrigen 
tritt dieses Gesetz an dem Tage in Kraft, an dem das 
Übereinkommen nach seinem Artikel XXI in Kraft 
tritt. 

(2) Der Tag des Inkrafttretens des Übereinkommens 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben, sobald die 
Unterrichtung über den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
durch den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
nach Artikel XXIII des Übereinkommens erfolgt ist. 
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Bericht der Abgeordneten Peter Kurt Würzbach, Karsten D. Voigt (Frankfurt) 
und Ulrich Irmer 

I.  

Der Deutsche Bundestag hat nach der ersten Beratung 
in seiner 222. Sitzung am 21. April 1994 den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 
12/7206 —, Entwurf eines Gesetzes zu dem Überein-
kommen vom 13. Januar 1993 über das Verbot der 
Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsat-
zes chemischer Waffen und über die Vernichtung 
solcher Waffen (Gesetz zum Chemiewaffenüberein-
kommen), und den Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung — Drucksache 12/7207 —, Entwurf eines Aus-
führungsgesetzes zu dem Übereinkommen vom 
13. Januar 1993 über das Verbot der Entwicklung, 
Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer 
Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen 
(Ausführungsgesetz zum Chemiewaffenübereinkom-
men — CWÜAG), dem Auswärtigen Ausschuß feder-
führend und an den Ausschuß für Wirtschaft, den 
Verteidigungsausschuß, den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit zur Mitberatung 
sowie an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO-BT 
überwiesen. 

II.  

Der Verteidigungsausschuß hat die beiden Gesetzent-
würfe in seiner 77. Sitzung am 18. Mai  1994 beraten 
und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und F.D.P. sowie mit der Stimme der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der 

Gruppe der PDS/Linke Liste empfohlen, sie anzuneh-
men. 

Der Haushaltsausschuß hat die Gesetzentwürfe am 
25. Mai 1994 beraten und ihnen zugestimmt. 

Die Stellungnahmen des Ausschusses für Wirtschaft 
und des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit liegen nicht vor. 

III.  

Der federführende Auswärtige Ausschuß hat die 
Gesetzentwürfe der Bundesregierung — Drucksa-
chen 12/7206 und 12/7207 — mit den zugehörigen 
Drucksachen 12/7529 und 12/7617 in seiner 96. Sit-
zung am 25. Mai 1994 beraten und einstimmig bei 
Abwesenheit des Vertreters der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste auf der Grundlage der gutachtlichen 
Stellungnahme seines Unterausschusses für Abrü-
stung und Rüstungskontrolle vom 18. Mai 1994 nach 
eingehender Aussprache verabschiedet. 

Er empfiehlt dem Deutschen Bundestag die Annahme 
des Gesetzentwurfs auf Drucksache 12/7206 (Gesetz 
zum Chemiewaffenübereinkommen) in der vorgeleg-
ten Fassung und die Zustimmung zum Gesetzentwurf 
auf Drucksache 12/7207 (Ausführungsgesetz zum 
Chemiewaffenübereinkommen — CWÜAG) in der 
mit der Beschlußempfehlung wiedergegebenen Fas-
sung. 

Bonn, den 25. Mai 1994 

Peter Kurt Würzbach 

Berichterstatter 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) Ulrich Irmer 


